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I. Der Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheids vom 18.02.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 01.03.2021 verurteilt, Ã¼ber den Antrag auf
GewÃ¤hrung einer Mietkaution in HÃ¶he von 2.550 Euro unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts zu entscheiden.

II. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten.

T a t b e s t a n d :

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Mietkaution als Darlehen
streitig.

Die 1986 geborene KlÃ¤gerin beantragte fÃ¼r sich und ihre vier Kinder L (* 2006),
B (* 2013), N (*2015) und T (* 2018) nach der Trennung von ihrem Ehemann
erstmals am 23.11.2020 Arbeitslosengeld II beim Beklagten. GemÃ¤Ã� einer
einstweiligen Anordnung des Amtsgericht N vom 30.11.2020 muss der Ehemann der
KlÃ¤gerin und den Kindern das (vormalig) gemeinsam bewohnte Haus in der H-
StraÃ�e, S, das in seinem Eigentum steht, bis 31.05.2021 mietfrei Ã¼berlassen,
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darf dieses nicht mehr betreten und sich nicht mehr im Umkreis vom 200 Metern
zur Wohnung aufhalten. AuÃ�erdem wurde ein Kontaktaufnahmeverbot zur
KlÃ¤gerin ausgesprochen. Der Ehemann ist alkoholabhÃ¤ngig und mehrfach schwer
gewalttÃ¤tig gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin geworden.

Der Beklagte bewilligte der Bedarfsgemeinschaft mit Bescheid vom 02.02.2021
fÃ¼r den Zeitraum 20.11.2020 bis 30.04.2021 Leistungen nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) in Form des Regelbedarfs in HÃ¶he 85,39 Euro fÃ¼r
November 2020, 922,36 Euro fÃ¼r Dezember 2020 und monatlich 995,08 Euro
fÃ¼r die Monate Januar 2021 bis April 2021 unter Anrechnung von Kindergeld als
Einkommen. Da das Haus der Bedarfsgemeinschaft mietfrei vom Ehemann
Ã¼berlassen wurde, gewÃ¤hrte der Beklagte keine Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und
Heizung.

Am 26.01.2021 kÃ¼ndigte die KlÃ¤gerin beim Beklagten den Umzug in die im
Rubrum benannte, aktuell bewohnte Wohnung an und erhielt vom Beklagten mit
Schreiben vom gleichen Tag eine Zusicherung bezÃ¼glich der Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung. Daraufhin unterzeichnete die KlÃ¤gerin am 12.02.2021
den Mietvertrag und beantragte am 29.02.2021 die Ã�bernahme der Mietkaution
als Darlehen. Der Mietzins fÃ¼r die FÃ¼nf-Zimmer-Wohnung mit einer FlÃ¤che von
ca. 100 qm betrÃ¤gt 1.040 Euro, davon 850 Euro Grundmiete, 50 Euro Nebenkosten
und 140 Euro Heizkosten. Die mietvertraglich geschuldete Kaution betrÃ¤gt 2.550
Euro.

Der Beklagte bewilligte der Bedarfsgemeinschaft sodann mit Ã�nderungsbescheid
vom 18.02.2021 Arbeitslosengeld II unter BerÃ¼cksichtigung des vollen
mietvertraglich geschuldeten Mietzinses fÃ¼r den Zeitraum 12.02.2021 bis
30.04.2021.Mit Bescheid vom gleichen Tag lehnte der Beklagte den Antrag auf
GewÃ¤hrung der beantragten Mietkaution ab. Zur BegrÃ¼ndung wurde
angefÃ¼hrt, eine Zusicherung zu den Aufwendungen fÃ¼r die neue Unterkunft
kÃ¶nne nicht erteilt werden, da die Aufwendungen fÃ¼r die neue Wohnung
unangemessen hoch sind. Da die KlÃ¤gerin dennoch in diese Wohnung eingezogen
ist, wÃ¼rden die mit diesem Umzug verbundenen Kosten nicht Ã¼bernommen.

Gegen den Ablehnungsbescheid legte die KlÃ¤gerin am 26.02.2021 Widerspruch
ein. Die bewilligten Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung gÃ¤lten gemÃ¤Ã� 
Â§ 67 Abs. 3 SGB II als angemessen. Sie habe vor dem Umzug eine Zusicherung des
Beklagten bezÃ¼glich der Ã�bernahme der Unterkunftskosten eingeholt. Der
Beklagte habe anerkannt, dass der Umzug aufgrund des Gewaltschutzverfahrens
gegen ihren Ehemann zwingend notwendig ist. Es sei nicht sachgerecht, dass die
Wohnungsbeschaffungskosten in Form eines Darlehens fÃ¼r die Mietkaution nicht
Ã¼bernommen werden. Das dem Beklagten zustehende Ermessen sei vorliegend
eingeschrÃ¤nkt, da ein schneller Umzug zum Schutz der Familie unumgÃ¤nglich
und zwingend notwendig sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 01.03.2021 wies der Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt er an, die bezogene Unterkunft
sei unangemessen teuer, da sie Ã¼ber der Angemessenheitsgrenze liege. Die
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Zusicherung fÃ¼r die unangemessen teure Wohnung sei aufgrund der Regelung
des Â§ 67 Abs. 3 SGB II fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten erteilt worden.
Aufwendungen fÃ¼r die Mietkaution kÃ¶nnten hingegen nicht Ã¼bernommen
werden. Der Umzug sei vorliegend nicht durch den kommunalen TrÃ¤ger veranlasst
worden. Es sei auch nicht sicher, ob der Umzug zu diesem Zeitpunkt erforderlich
war, da die Wohnungszuweisung durch das Amtsgericht N bis zum 31.05.2021
Geltung habe. Â§ 67 SGB II treffe keine Ã�nderungsregelung zu Â§ 22 Abs. 6 SGB II
.Â 

Daraufhin hat die KlÃ¤gerin am 22.03.2021 Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen
erhoben. Die Ablehnung der Mietkaution sei nicht sachgerecht, da ein wichtiger
Grund fÃ¼r den Umzug bestanden habe. Ihr Ehemann sei seit vielen Jahren schwer
alkoholabhÃ¤ngig und ihr gegenÃ¼ber gewalttÃ¤tig, was auch durch die Polizei
oder das Landratsamt N bestÃ¤tigt werden kÃ¶nne. Es sei undenkbar, weiterhin in
dessen Eigentum zu wohnen und immer wieder auf die Entscheidung des
Familiengerichts zu warten und zu hoffen. Zudem sei eines ihrer Kinder
pflegebedÃ¼rftig mit Pflegegrad vier; zwei weitere hÃ¤tten wÃ¤hrend der Corona-
Pandemie von zuhause am Unterricht teilnehmen mÃ¼ssen. Die Familie ihres
Ehemanns Ã¼be seit dem Gerichtstermin immensen Druck auf sie aus; zudem
kontaktiere ihr Ehemann sie immer wieder telefonisch. Das Haus sei kein sicherer
Ort fÃ¼r die Kinder und sie. Sie habe trotz BemÃ¼hungen seit November keine
preiswertere Wohnung finden kÃ¶nnen. Ihre Bewerbung bei den Oberbayerischen
HeimstÃ¤tten als Mietinteressentin sei erfolglos geblieben. Sie habe zudem einen
Suchauftrag bei ImmoWelt und lmmoScout eingerichtet und Ã¼ber eBay
Kleinanzeigen bis Januar 2021 Ã¼ber zehn Wohnungsbewerbungen versendet. Sie
sei bei allen Wohnungsangeboten abgelehnt worden bzw. ihre Anfragen seien sogar
gÃ¤nzlich unbeantwortet geblieben, da ihr Einkommen zu gering sei und die
Vermieter keine alleinerziehende Mutter von vier Kindern als Mieterin wÃ¼nschten.
Sie fÃ¼hre seit dem 10.03.2021 eine Auflistung Ã¼ber Wohnungsbewerbungen.
Zudem zweifle sie die Angemessenheitsgrenzen des Beklagten fÃ¼r
Unterkunftskosten sowie dessen schlÃ¼ssiges Konzept an. Sie habe die Kaution in
HÃ¶he von 2.550 Euro zwischenzeitlich als Darlehen von einem kirchlichen TrÃ¤ger
und einer Stiftung erhalten, mÃ¼sse dieses aber zurÃ¼ckzahlen, sobald der
Beklagte die Mietkaution als Darlehen bewilligt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
den Bescheid vom 18.02.2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
01.03.2021 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, Ã¼ber den Antrag auf
GewÃ¤hrung der Mietkaution in HÃ¶he von 2.550 Euro als Darlehen unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu entscheiden.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Die Unterkunft der KlÃ¤gerin sei unangemessen teuer. Er verfÃ¼ge nicht Ã¼ber ein
schlÃ¼ssiges Konzept, das den AnsprÃ¼chen des Bundessozialgerichts genÃ¼gt. In
diesem Fall werde alternativ die Berechnungsmethode â��Wohngeldtabelle plus 10
Prozentâ�� zur Berechnung der angemessenen Bruttokaltmiete herangezogen. Die
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Stadt S gehÃ¶re seit 2020 der Mietstufe 2 an. FÃ¼r einen FÃ¼nf-Personen-Haushalt
gelte daher eine Bruttokaltmiete von 732 Euro + 10% = 805,20 Euro als
angemessen. Hinzu kommen die Vorauszahlungen fÃ¼r Heiz- und
Warmwasserkosten in HÃ¶he von 140 Euro, so dass die Angemessenheitsgrenze bei
insgesamt 945,20 Euro liege. Wegen Â§ 67 Abs. 3 SGB II, der wegen der Corona-
Pandemie erlassen wurde, wÃ¼rden derzeit die tatsÃ¤chlichen Kosten der
Unterkunft berÃ¼cksichtigt. Â§ 67 Abs. 3 SGB II treffe jedoch keine Regelung
bezÃ¼glich der Wohnungsbeschaffungskosten nach Â§ 22 Abs. 6 SGB II. Der
Gesetzgeber habe nicht beabsichtigt, den Einzug in eine unangemessene
Unterkunft zu fÃ¶rdern. Er sei deshalb auch weiterhin nicht bereit, seine
Entscheidung abzuÃ¤ndern und ein Darlehen fÃ¼r die Mietkaution zu gewÃ¤hren,
auch wenn die KlÃ¤gerin und ihre Kinder sich in einer schwierigen familiÃ¤ren
Situation befinden. Es werde davon ausgegangen, dass es der KlÃ¤gerin bis zum
31.05.2021 gelungen wÃ¤re, eine angemessene Unterkunft zu finden.

Im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage vom 13.07.2021 wurden die
Beteiligten zu einer beabsichtigten Entscheidung des Rechtsstreits ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt und haben im Termin
ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie auf die
Verwaltungsakten des Beklagten verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Der vorliegende Rechtsstreit konnte gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) durch Gerichtsbescheid entschieden werden, da die Sache keine besondere
Schwierigkeit tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt
geklÃ¤rt ist. Die Beteiligten wurden hierzu angehÃ¶rt und erhielten Gelegenheit zur
Stellungnahme.

Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.Â 

Die KlÃ¤gerin kann ihr Klagebegehren mit der hierfÃ¼r statthaften kombinierten
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs. 2 SGG) verfolgen (BSG, U. v.
06.05.2010 â�� B 14 AS 7/09 R, Rn. 18, juris). Auch die Ã¼brigen allgemeinen
Prozessvoraussetzungen liegen vor.Â 

Die Klage ist zudem begrÃ¼ndet.Â 

ZunÃ¤chst ist unstreitig, dass die KlÃ¤gerin leistungsberechtigt nach dem SGB II i.
S. v. Â§ 7 Abs. 1 SGB II ist. Rechtsgrundlage fÃ¼r die begehrte Ã�bernahme der
Mietkaution ist Â§ 22 Abs. 6 SGB II. Nach dieser Regelung kÃ¶nnen
Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten bei vorheriger Zusicherung durch
den bis zum Umzug Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤ger als Bedarf
anerkannt werden; eine Mietkaution kann bei vorheriger Zusicherung durch den am
Ort der neuen Unterkunft zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤ger als Bedarf anerkannt
werden (Satz 1). Die Zusicherung soll erteilt werden, wenn der Umzug durch den
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kommunalen TrÃ¤ger veranlasst oder aus anderen GrÃ¼nden notwendig ist und
wenn ohne die Zusicherung eine Unterkunft in einem angemessenen Zeitraum nicht
gefunden werden kann (Satz 2). Eine Mietkaution soll als Darlehen erbracht werden
(Satz 3). Bei der Zusicherung nach Â§ 22 Abs. 6 SGB II handelt es sich um eine
Anspruchsvoraussetzung fÃ¼r die Ã�bernahme von Wohnungsbeschaffungs- und
Umzugskosten bzw. der Mietkaution und muss vom Leistungsberechtigten eingeholt
werden, bevor er mit dem Vermieter einen entsprechenden Vertrag abgeschlossen
hat (Luik, in: Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 22, Rn. 228; LSG Nds.-Bremen, B.
v. 16.05.2017 â�� L 7 AS 87/17 B, Rn. 9, juris).Â 

Zu prÃ¼fen war daher, ob die Ablehnung des Antrags der KlÃ¤gerin auf
Ã�bernahme der Mietkaution vom 29.01.2021 mit Bescheid vom 18.02.2021
rechtmÃ¤Ã�ig war.Â 

Nach Â§ 22 Abs. 6 Satz 2 soll die Zusicherung erteilt werden, wenn der Umzug
durch den kommunalen TrÃ¤ger veranlasst oder aus anderen GrÃ¼nden notwendig
ist und wenn ohne die Zusicherung eine Unterkunft in einem angemessenen
Zeitraum nicht gefunden werden kann. Sind diese Voraussetzung erfÃ¼llt, kann die
Erteilung einer Zusicherung also nur in atypischen SonderfÃ¤llen abgelehnt werden
(Lauterbach, in: Gagel, SGB II/SGB III, 81. EL Februar 2021, Â§ 22 SGB II, Rn. 122).
Eine Veranlassung durch den kommunalen TrÃ¤ger, also wenn dieser
ausdrÃ¼cklich oder konkludent auf einen Umzug hingewirkt hat (vgl. Luik, in:
Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 22, Rn. 233), scheidet vorliegend aus. Der
Beklagte beruft sich gerade darauf, dass die KlÃ¤gerin bis zum 31.05.2021 mit ihren
Kindern gemÃ¤Ã� der einstweiligen Anordnung des Amtsgerichts N im Haus ihres
Ehemanns wohnen durfte.Â 

Somit ist entscheidend, ob der Umzug notwendig war. Notwendig ist ein Umzug,
wenn er erforderlich ist und die Kosten fÃ¼r die neue Unterkunft angemessen sind.
Die Erforderlichkeit misst sich dabei daran, ob ein plausibler, nachvollziehbarer und
verstÃ¤ndlicher Grund vorliegt, von dem sich auch ein NichthilfeempfÃ¤nger leiten
lassen wÃ¼rde (Piepenstock, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Stand:
17.06.2021, Â§ 22, Rn. 204, 245). Dies ist zur Ã�berzeugung der Kammer im Fall
der KlÃ¤gerin zu bejahen. Sie trug sowohl schriftlich im Klageverfahren als auch im
Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage glaubhaft vor, dass ein Verbleib
im Haus ihres Mannes, der alkoholabhÃ¤ngig ist und ihr gegenÃ¼ber schwer
gewalttÃ¤tig wurde, fÃ¼r sie und ihre Kinder unzumutbar war. Dies gilt
insbesondere vor dem Hintergrund, dass sich dieser nicht an das
Kontaktaufnahmeverbot hielt und die KlÃ¤gerin wiederholt anrief. Die Notlage der
KlÃ¤gerin wird dadurch verstÃ¤rkt, dass sie alleine ihre vier Kinder betreut, die
teilweise noch im Kleinkindalter sind und eines aufgrund des bestehenden
Pflegegrades 4 besondere Betreuung benÃ¶tigt, die die KlÃ¤gerin selbst erbringt.
Nachvollziehbar ist zudem der Vortrag, dass sich eine Wohnungssuche fÃ¼r eine
alleinerziehende Mutter mit vier Kindern im Leistungsbezug Ã¤uÃ�erst schwierig
gestaltet und eine gÃ¼nstige Wohnung innerhalb kurzer Zeit kaum zu finden ist.
Hinzu kommt, dass sich die KlÃ¤gerin auch erfolglos um eine Sozialwohnung
bemÃ¼ht hat.
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Jedoch sind die Kosten fÃ¼r die neue Wohnung der KlÃ¤gerin nicht angemessen i.
S. v. Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II. Danach werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese
angemessen sind. Welche Aufwendungen angemessen sind, haben die
LeistungstrÃ¤ger anhand eines von ihnen zu entwickelnden schlÃ¼ssigen Konzepts
zu ermitteln. Der Beklagte verfÃ¼gt nach seinem Vortrag nicht Ã¼ber ein
schlÃ¼ssiges Konzept fÃ¼r die Bestimmung der Angemessenheitsgrenzen der
Kosten der Unterkunft und fÃ¼r Heizung. Liegt der Bestimmung der
Angemessenheitsgrenze des GrundsicherungstrÃ¤gers ein schlÃ¼ssiges Konzept,
wie hier, nicht zu Grunde, geht die Ermittlungspflicht nicht auf das Sozialgericht
Ã¼ber. In einem solchen Fall ist, mangels anderweitiger zur VerfÃ¼gung stehender
Erkenntnisquellen, auf die einschlÃ¤gigen Tabellenwerte nach dem Wohngeldgesetz
(WoGG) zurÃ¼ckzugreifen und ein Sicherheitszuschlag von 10 Prozent zum
einschlÃ¤gigen Tabellenwert vorzunehmen (vgl. BSG, U. v. 17.12.2009 â�� B 4 AS
50/09 R, juris; BSG, U. v. 07.11.2006 â�� B 7b AS 18/06 R, juris; Piepenstock, in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Stand: 17.06.2021, Â§ 22, Â  Rn. 122 f.).
Die Stadt S ist der Mietenstufe 2 zugeordnet. FÃ¼r einen FÃ¼nf-Personen-Haushalt
ist demnach eine Bruttokaltmiete von 732 Euro anzusetzen. ZuzÃ¼glich des
Sicherheitszuschlags von 10 Prozent ergibt sich eine angemessene Bruttokaltmiete
von 805,20 Euro. Nach BerÃ¼cksichtigung der Vorauszahlungen fÃ¼r Heiz- und
Warmwasserkosten in HÃ¶he von monatlich 140 Euro liegt die
Angemessenheitsgrenze bei insgesamt 945,20 Euro. Der von der KlÃ¤gerin
mietvertraglich geschuldete Mietzins betrÃ¤gt 1.040 Euro und Ã¼berschreitet damit
die Angemessenheitsgrenze.Â 

Etwas anderes ergibt sich hinsichtlich der Mietkaution nach Auffassung der Kammer
auch nicht aus der Angemessenheitsfiktion des Â§ 67 Abs. 3 SGB II. Denn es spricht
einiges dafÃ¼r, dass sich die Ã�bergangsregelung des Â§ 67 Abs. 3 SGB II nur auf 
Â§ 22 Abs. 1 SGB II bezieht. Es wÃ¼rde dem Charakter einer zeitlich limitierten
Ã�bergangsregelung widersprechen, wenn durch eine Erstreckung der Norm auf
Wohnungsbeschaffungskosten sowie Mietkautionen ein Umzug in eine
unangemessen teure Unterkunft durch den LeistungstrÃ¤ger ermÃ¶glicht wird. Der
Gesetzgeber wollte mit dem Wegfall der AngemessenheitsprÃ¼fung der
Unterkunftskosten mittels einer zeitlich begrenzten Angemessenheitsfiktion die von
den Auswirkungen der Pandemie Betroffenen vor der Sorge um den Verlust ihrer
Wohnung bewahren (BT-Drucks. 19/18107, S. 25).Â 

Da es sich hier mithin nicht um einen vom TrÃ¤ger veranlassten oder aus anderen
GrÃ¼nden notwendigen Umzug i. S. d. Â§ 22 Abs. 6 Satz 2 SGB II handelt, greift zu
Gunsten der KlÃ¤gerin lediglich die Auffangnorm des Â§ 22 Abs. 6 Satz 1 2. Hs. SGB
II ein. Â§ 22 Abs. 6 Satz 1 2. Hs. SGB II erÃ¶ffnet dem LeistungstrÃ¤ger auch bei
einem nicht notwendigen Umzug, beispielsweise aufgrund unangemessener
Unterkunftskosten, ein Ermessen, die Mietkaution als Bedarf anzuerkennen. Dabei
hat er die unterhalb der Schwelle der Notwendigkeit liegenden GrÃ¼nde des
Leistungsberechtigten fÃ¼r den Umzug, die nach dem Wohnungswechsel zu
erwartenden Unterkunftsaufwendungen inklusive der Zusammenhangskosten zu
berÃ¼cksichtigen. Dem LeistungstrÃ¤ger wird durch die Regelung des Â§ 22 Abs. 6
Satz 1 2. Hs. SGB II sowohl bezÃ¼glich des â��Obâ�� als auch des â��Wieâ�� der
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Leistungserbringung Ermessen eingerÃ¤umt. Im Rahmen dieser
Ermessensentscheidung sind alle UmstÃ¤nde des Einzelfalls zu berÃ¼cksichtigen
(BSG, U. v. 06.08.2014 â�� B 4 AS 37/13 R, Rn. 28, juris; Lauterbach, in: Gagel, SGB
II/SGB III, 81. EL Februar 2021, Â§ 22 SGB II, Rn. 123 f.).

Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide lassen jedoch eine ErmessensausÃ¼bung
nicht erkennen. Weder aus dem Ablehnungsbescheid vom 18.02.2021 noch aus
dem Widerspruchsbescheid vom 01.03.2021 geht hervor, dass der Beklagte das ihm
eingerÃ¤umte Ermessen erkannt und ausgeÃ¼bt hat. Die Ablehnung der
Ã�bernahme der Mietkaution wird allein darauf gestÃ¼tzt, dass die
Unterkunftskosten unangemessen hoch sind. Die streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheide sind daher bereits aufgrund eines Ermessensnichtgebrauchs materiell
rechtswidrig und aufzuheben, vgl. Â§ 54 Abs. 2 SGG (BSG, U. v. 06.08.2014 Â  Â â��
B 4 AS 37/13 R, Rn. 28, juris; BSG, U. v. 06.05.2010 â�� B 14 AS 7/09 R, Rn. 18,
juris).Â 

Der Beklagte hat vorliegend nicht die familiÃ¤re Situation der KlÃ¤gerin und
insbesondere ihre offensichtliche Notlage aufgrund der Bedrohung durch ihren
Ehemann mit in seine Entscheidung, die nach Ansicht der Kammer eine
Ã�bernahme der Mietkaution rechtfertigt, einbezogen und als
entscheidungsrelevant erkannt. Insoweit darf auf die obenstehenden
AusfÃ¼hrungen zur Erforderlichkeit des Umzugs verwiesen werden. Dies gilt umso
mehr, als die Mietkaution regelmÃ¤Ã�ig als Darlehen gewÃ¤hrt, monatlich gegen
den Leistungsanspruch aufgerechnet und daher an den Beklagten zurÃ¼ckbezahlt
wird.Â 

Der Beklagte wird daher erneut Ã¼ber den Antrag auf GewÃ¤hrung einer
Mietkaution als Darlehen unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts
entscheiden zu entscheiden haben (BSG, U. v. 06.05.2010 â�� B 14 AS 7/09 R, Rn.
18 f., juris).

Nach alledem war der Klage antragsgemÃ¤Ã� stattzugeben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 105 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. Â§ 193 SGG und
folgt dem Ergebnis in der Sache.Â 

Erstellt am: 10.12.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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